
 
S a t z u n g  

 
Über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen 

Straßen in der Stadt Niddatal (Sondernutzungssatzung) 
 
Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16.12.2011 (GVBl. I S. 786), der §§ 16, 17,18 und 37 des Hessischen Straßen-
gesetzes in der Fassung vom 08.06.2003 (GVBl. I S. 166), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 12.12.2007 (GVBl. I S. 851), des § 1 der Zweiten Verordnung zur Ausführung 
des Hessischen Straßengesetzes vom 01.12.1964 (GVBl. I s. 204) und des § 8 des Bundes-
fernstraßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.06.2007 (BGBl. I S. 1206), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) hat die 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Niddatal in der Sitzung am 13.03.2012 die folgende 
 

S a t z u n g  
 

über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen 
Straßen in der Stadt Niddatal (Sondernutzungssatzung) 

 
beschlossen: 
 
 

I 

 
Sondernutzung 

 
§ 1 

 
Sachlicher Geltungsbereich 

 
(1) Gegenstand dieser Satzung sind Sondernutzungen an den Gemeindestraßen sowie an 

Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen. 
 

(2) Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, gelten für Sondernutzungen die Be-
stimmungen des Bundesfernstraßengesetzes und des Hessischen Straßengesetzes. 

 
 

§ 2 
 

Sondernutzungserlaubnis 
 
(1) Die Benutzung der in § 1 bezeichneten Straßen über den Gemeingebrauch hinaus 

(Sondernutzung) bedarf der Erlaubnis durch die Stadt, soweit die Sondernutzung nicht 
erlaubnisfrei (§ 4) ist. Einer Erlaubnis bedarf es nicht, wenn aufgrund anderer öffentlich-
rechtlicher Vorschriften eine Genehmigung erteilt wird, die die Sondernutzungserlaubnis 
ausdrücklich einschließt oder wenn eine Erlaubnis nach § 29 Straßenverkehrsordnung  
erteilt wird. 
 
Die Benutzung ist erst zulässig, wenn die Erlaubnis erteilt ist. 
 

(2) Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf erteilt. Sie kann von Bedingungen abhängig 
gemacht und mit Auflagen verbunden werden. 
 

(3) Bei Veranstaltungen auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen dürfen Speisen und  
Getränke nur in pfandpflichtigen, wieder verwendbaren Verpackungen und Behältnissen 
ausgegeben werden. 
 



(4) Die Verpflichtung zur Einholung von Genehmigungen, Erlaubnissen und dergleichen, die 
nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sind, bleibt unberührt. 

 
 

§ 3 
 

Erlaubnisantrag 
 
(1) Erlaubnisanträge sind mit Angaben über Ort, Art, Umfang und Dauer der Sondernutzung zu 

bestellen. Die Stadt Kann dazu Erläuterungen durch Lageskizze, textliche Beschreibung 
oder in sonst geeigneter Weise verlangen. Die Sondernutzungserlaubnis ist so rechtzeitig 
zu beantragen, dass die für ihre Erteilung notwendigen Feststellungen getroffen werden 
können. 
 

(2) Über den Antrag wird schriftlich entschieden. 
 
 

§ 4 
 

Erlaubnisfreie Sondernutzungen 
 
Keiner Erlaubnis nach dieser Satzung bedürfen: 
 
1. Bauaufsichtlich genehmigte Bauteile und Bauzubehör wie Gebäudesockel, Gesimse, 

Fensterbänke, Balkone, Erker, Sonnenschutzdächer (Markisen), Vordächer, Kellerlicht-
schächte, Eingangsstufen. 
 

2. Aufzugsschächte für Waren und dergl., die im Einvernehmen mit der Stadt in Gehwegen 
angebracht werden. 
 

3. Bauaufsichtlich genehmigungs- und anzeigepflichtige Werbeanlagen und Verkaufsein-
richtungen, die nicht mehr als 30 cm in den Gehweg hineinragen und mindestens 1,25 m 
vom Fahrbahnrand entfernt sind. 
 

4. Werbeanlagen, Verkaufseinrichtungen und Warenauslagen, die vorübergehend (tage- und 
stundenweise) an der Stätte der Leistung ohne feste Verbindung mit einer baulichen Anlage 
oder dem Boden angebracht oder aufgestellt werden und nicht mehr als 30 cm in den Geh-
weg hineinragen und mindestens 1,25 m vom Fahrbahnrand entfernt sind. 
 

5. Werbeanlagen in einer Höhe von mindestens 2,50 m über Gehwegen für zeitlich begrenzte 
Veranstaltungen (z.B. Schluss- und Ausverkäufe) an der Stätte der Leistung. 
 

6. Sonstige Werbeanlagen in der Weihnachtszeit über der Fahrbahn wie z.B. Lichterketten, 
sofern sie den Verkehr auf der Fahrbahn nicht beeinträchtigen und die öffentliche Verkehrs-
fläche nicht beschädigt wird. 
 

7. Fahnenmaste, Transparente, Dekorationen, Lautsprecheranlagen, Tribünen und dergl. aus 
Anlass von Volksfesten, Umzügen , u. ä. Veranstaltungen sowie sonstige bauaufsichtlich 
nicht genehmigungs- und anzeigepflichtige Anlagen aus Anlass von religiösen, mildtätigen 
oder politischen Veranstaltungen, sofern die öffentliche Verkehrsfläche nicht beschädigt 
wird. 
 

8. Die Materiallagerung (z.B. Baustoffe, Hausbrand) durch die Anlieger, sofern die Lagerung 
nicht über 24 Stunden hinausgeht. 
 



 
§ 5 

 
Einschränkungen erlaubnisfreier Sondernutzungen 

 
Nach § 4 Nr. 4, 5, 6, 7, 8 und 9 erlaubnisfreie Sondernutzungen können ganz oder teilweise 
eingeschränkt werden, wenn Belange des Verkehrs dies vorübergehend oder auf Dauer er-
fordern. 
 
 

§ 6 
 

Beseitigung von Sondernutzungseinrichtungen 
 
(1) Nach dem Erlöschen einer Sondernutzungserlaubnis durch Zeitablauf oder Widerruf oder 

nach freiwilligem Verzicht auf die Ausübung der Sondernutzung ist vom Erlaubnisnehmer 
unaufgefordert und unverzüglich der frühere Zustand wieder herzustellen. 
 

(2) Aufgrund der Ausübung einer Sondernutzung bestehende Einrichtungen im Straßenraum 
sind vom Erlaubnisnehmer oder vom Eigentümer oder Besitzer der Einrichtung unverzüglich 
zu beseitigen, wenn infolge ihres mangelhaften Zustandes oder ihrer schlechten Be-
schaffenheit Gefahr für die Teilnehmer am öffentlichen Straßenverkehr besteht. 
 

(3) Wird den Pflichten der Absätze 1 und 2 nicht genügt, kann die Stadt die erforderlichen  
Maßnahmen anordnen und im Wege der Verwaltungsvollstreckung auf Kosten des Ver-
pflichteten durchsetzen.  
 

(4) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 7 
 

Haftung 
 
(1) Der Erlaubnisnehmer hat dafür Sorge zu tragen, dass von der Sondernutzung keinerlei Ge-

fahren ausgehen und der Gemeingebrauch der Straße nicht mehr beeinträchtigt wird, als es 
zur Erreichung des Zweckes der Sondernutzung unabweisbar notwendig ist. 
 

(2) Der Erlaubnisnehmer ist für jegliche Verkehrsstörungen sowie für Nachteile, Schäden und 
Unglücksfälle aller Art, die sich durch die Benutzung der öffentlichen Verkehrsfläche 
(Sondernutzung) ergeben sollten alleine verantwortlich; er haftet hieraus der Stadt wie 
Dritten gegenüber. Sollte wegen solcher Nachteile und Schäden an Personen und Sachen 
von der Stadt Ersatz beansprucht werden, so hat der Erlaubnisnehmer die Stadt schadlos 
zu halten bzw. sie von den gegen sie erhobenen Ansprüchen freizuhalten. 
 

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
 

II 

 
Gebühren 

 
§ 8 

 
Sondernutzungsgebühren 

 
(1) Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen werden Gebühren nach dieser Satzung, der an-

liegenden Gebührenordnung sowie im Übrigen nach Maßgabe der Zweiten Verordnung  
zur Ausführung des Hessischen Straßengesetzes erhoben. 



 
 (2) Ergeben sich bei der Gebührenberechnung Centbeträge, so wird auf volle Euro abgerundet.  

Ist diese Gebühr geringer, als die in der Gebührenordnung festgesetzte Mindestgebühr, so  
wird die Mindestgebühr erhoben. 
 

(3) Das Recht, Gebühren nach anderen Vorschriften zu erheben, bleibt unberührt. 
 

 
§ 9 

 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner sind 

 
a) der Antragsteller, 
b) Der Erlaubnisnehmer. 
 

(2) Sind mehrere Personen Gebührenschuldner, so haften sie als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 10 
 

Festsetzung, Fälligkeit und Beitreibung der Gebühren 
 
(1) Die Gebühren werden durch Gebührenbescheid erhoben; die Festsetzung kann auch zu-

gleich im Erlaubnisbescheid erfolgen. 
 

(2) Die Sondernutzungsgebühren sind zu entrichten bei 
 
a)  auf Zeit genehmigten Sondernutzungen für deren Dauer bei Erteilung der Erlaubnis, 
 
b)  auf Widerruf genehmigten Sondernutzungen erstmalig bei Erteilung der Erlaubnis für  
 das laufende Jahr, für nachfolgende Jahre jeweils bis zum 1. Februar des Jahres. 
 

(3) Die Beitreibung rückständiger Gebühren erfolgt nach dem Hessischen Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz. Im Falle der Erfolglosigkeit der Beitreibungsmaßnahmen kann die 
Sondernutzungserlaubnis widerrufen werden. 
 
 

§ 11 
 

Gebührenerstattung 
 

(1) Wird eine auf Zeit genehmigte Sondernutzung vorzeitig aufgegeben, so besteht kein An-
spruch auf Erstattung entrichteter Gebühren. 
 

(2) Im Voraus entrichtete Gebühren werden anteilmäßig erstattet, wenn die Stadt eine Sonder-
nutzungserlaubnis aus Gründen widerruft, die nicht vom Gebührenschuldner zu vertreten 
sind. 
 



 

III 

 
Schlussbestimmungen 

 
§ 12 

 
Märkte 

 
Auf die öffentlichen Marktveranstaltungen (Wochen- und Jahrmärkte) und auf sonstige wieder-
kehrende Veranstaltungen gewerblicher und sonstiger Art findet diese Satzung keine Anwen-
dung. 
 
 

§ 13 
 

Nutzung nach bürgerlichem Recht 
 
Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des Eigentums der Straßen richtet sich nach  
bürgerlichem Recht, wenn sie den Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt, wobei eine vorüber- 
gehende Beeinträchtigung für Zwecke der öffentlichen Versorgung einschließlich der Abwasser-
beseitigung außer Betracht bleibt. 
 
 

§ 14 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmung dieser Satzung können mit Geldbußen ge-

ahndet werden. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils gültigen Fassung 
findet Anwendung. 
 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn gleichzeitig eine Ordnungswidrigkeit im Sinne der §§ 23 Bundes-
fernstraßengesetz und 51 Hessisches Straßengesetz vorliegt. 

 
 

§ 15 
 

Inkrafttreten 
 



 
Gebührenordnung 

 
Zur Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen 

an öffentlichen Straßen in Niddatal 
 
 
 

Lfd. 
Nr. 

Art der Sondernutzung Sondernutzungs- 
gebühr €  

Mindest- 
gebühr € 

1 Automaten, Auslage- und Schaukästen, sofern sie 
mehr als 30 cm in den Gehweg hineinragen,  
je qm beanspruchter Verkehrsfläche jährlich 

5,00 5,00 

2 Autorufsäulen und ähnliche Einrichtungen jährlich 5,11  

3 Baubuden, Gerüste, Baustofflagerungen, Aufstellung 
von Arbeitswagen, Baumaschinen und Baugeräten – 
mit und ohne Bauzaun – je qm beanspruchter 
Verkehrsfläche monatlich 
a) auf Gehwegen und Plätzen 
b) auf Fahrbahnen 

 
 
 
 

0,50 
0,75 

 
 
 
 

5,00 
7,50 

4 Container auf öffentl. Verkehrsflächen je Stück täglich 1,50  

5 Sammelcontainer gewerblicher Art z.B. für  
Textil- und Schuhsammlung 
pro Jahr und Standort 

 
 

200,00 

 

6 Lagerung von Gegenständen aller Art, die mehr als 24 
Stunden andauert und nicht unter Nr. 3 fällt, je qm 
beanspruchter Verkehrsfläche täglich 

  

 a)  auf Gehwegen und Plätzen 0,15 1,50 
 b) auf Fahrbahnen 0,25 5,00 

7 Landwirtschaftliche Geräte bei mehr als 
24 Stunden Abstellzeit täglich 

 

2,50 

 

8 Litfaßsäulen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
je Stück jährlich 

 

25,00 

 

9 Masten (für Freileitungen, Fahnen u.ä.)   
 a) auf Dauer je Mast jährlich 10,00  
 b) vorübergehend je Mast täglich 0,25  

10 Tische und Sitzgelegenheiten, die zu gewerb- 
lichen Zwecken aufgestellt werden, 
je qm beanspruchter Verkehrsfläche monatlich 

 
 

5,00 

 

11 Tribünen 
Je qm beanspruchter Verkehrsfläche täglich 

 
0,15 

 
2,25 

12 Verkaufsstände, Verkaufseinrichtungen und  
Warenauslagen aller Art, die mehr als 30 cm 
in den Gehweg hineinragen oder weniger als 
1,25 m vom Fahrbahnrand entfernt sind, soweit 
sie nicht unter lfd. Nr. 13 fallen, 
je qm beanspruchter Verkehrsfläche monatlich 

  

 a) Verkaufsstände, Verkaufseinrichtungen 7,50  

 b) Warenauslagen 2,50  

 
 



Lfd. 
Nr. 

Art der Sondernutzung Sondernutzungs- 
gebühr €  

Mindest- 
gebühr 

€ 

13 Verkaufsstände, Verkaufseinrichtungen und 
Warenauslagen, die vorübergehend (tage- und 
stundenweise) an der Stätte der Leistung ohne  
feste Verbindung mit einer baulichen Anlage 
oder dem Boden angebracht oder aufgestellt 
werden und die mehr als 30 cm in den Gehweg 
hineinragen oder weniger als 1,25 m vom Fahr- 
bahnrand entfernt sind, je qm beanspruchter 
Verkehrsfläche wöchentlich 

  

 a) Verkaufsstände, Verkaufseinrichtungen 1,50  
 b) Warenauslagen 0,50  

14 Verkaufswagen und ambulante Verkaufsstände aller 
Art je qm beanspruchter Verkehrsfläche monatlich 

 
5,00 

 

 Bei kurzzeitiger Aufstellung Tagessätze 2,50  

15 Weihnachtsbaumverkauf außerhalb des Marktbetriebes 
je qm beanspruchter Verkehrsfläche monatlich 

 
1,00 

 

16 Werbeanlagen (Firmenschilder, Reklameschilder, 
Transparente u.ä.) die entweder mit baulichen  
Anlagen verbunden oder vorübergehend angebracht 
bzw. aufgestellt werden und innerhalb einer 
Höhe von 4,50 m über dem Straßenkörper eine 
Abmessung überschreiten, die über den Rahmen 
hinausgeht, der 

  

 
a) nach § 4 Ziffer 3 oder 4 erlaubnisfrei ist, 
 je qm Ansichtsfläche jährlich 

 
2,00 

 

 
b) nach § 4 Ziffer 5 erlaubnisfrei ist, 
 je qm Ansichtsfläche monatlich 

 
0,25 

 
1,00 

17 Wohnwagen und Tiertransportanhänger auf hierfür 
ausgewiesenen Flächen nach einer Abstellzeit von  
14 Tagen  
je qm beanspruchter Verkehrsfläche wöchentlich 

 
 
 

0,50 

 
 
 

5,00 

18 Leitungen aller Art, die nicht der öffentlichen 
Versorgung dienen, 
a)  je Monat und angefangene 100 m Länge 
 - sofern nur vorübergehend verlegt - 

  

 
1. bei Durchmessern bis 100 mm 5,00 

 

 2. bei Durchmessern über 100 mm 7,50  
  

b) jährlich je angefangene 100 m Länge  
– sofern auf Dauer verlegt - 

  

 
1. bei Durchmessern bis 100 mm 10,00  

 2. bei Durchmessern über 100 mm 15,00  

19 Schaustellereinrichtungen je qm beanspruchter 
Verkehrsfläche für die Dauer der Veranstaltung 

 
5,00 

 

 
Anmerkung: Bemisst sich die Gebühr nach der in Anspruch genommenen Verkehrsfläche 

(Gehwege, Plätze, Fahrbahnen), so sind angefangene Quadratmeter bzw. Meter 
voll zu rechnen 


